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§ 1 Name und Sitz des Verbandes   

Der Pferdesportverband Saar e.V. - in der Folge "Verband" genannt - wurde am 18. April 1959 

in Illingen gegründet. Er hat seinen Sitz in Saarbrücken und ist unter der Nr. VR 2968 am 20.  

März 1962 in das Vereinsregister des dortigen Amtsgerichtes eingetragen.   

§ 2 Zweck und Aufgaben des Verbandes   

(a) Der Verband verfolgt im Sinne der §§ 51 ff Abgabenordnung ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige und sportliche, jedoch keine wirtschaftlichen Zwecke.   

(b) Er ist die von dem Landessportverband für das Saarland anerkannte Vereinigung im 

Saarland vorhandener Reit- und Fahrvereine und dient deren gemeinsamen Interes-

sen.   

(c) Der Verband hat insbesondere folgende Aufgaben:   

1.  Die Förderung des Reit-, Fahr- und Voltigiersports - Freizeit-/Breitensport sowie 

Leistungssport in allen Disziplinen - innerhalb des Verbandsgebietes.   

2. Die Förderung der Ausbildung von Reiter, Fahrer, Voltigierer und Pferd, ins-

besondere die Jugendarbeit im Rahmen der Jugendpflege.   

3. Die Förderung der Pferdezucht, der Pferdehaltung und des Tierschutzes.   

4. Die Aus- und Fortbildung von Ausbildern im Amateurbereich gemäß APO.   

5.  Die Abstimmung der Veranstaltungstermine in Zusammenarbeit mit 

der Landeskommission.   

6. Die Veranstaltung von Landesmeisterschaften.   

7. Die Unterstützung der Vereine bei der Durchführung ihrer Veranstaltungen.   

8. Die Vertretung der fachlichen Interessen der Vereine und ihrer Mitglieder 

gegenüber Behörden, anderen Verbänden und sonstigen Körperschaften.   

9. Die Einwirkung auf die öffentliche Meinung in Wort und Schrift, um das Verständnis für 

den Pferdesport zu wecken und zu pflegen.   

10. Die Anregung seiner Vereine und deren Mitglieder zu umwelt- und 

naturschutzgerechtem Verhalten.   

d) Der Verband ist parteipolitisch, religiös und rassisch neutral.   

e) Der Verband ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Die Mittel des Verbandes dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 

Verbandes. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Verban-

des fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-

den.   
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§ 3 Mitgliedschaft in anderen Organisationen   

a)  Der Verband ist Mitglied der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN).   

b)  Er gehört ferner unter Wahrung seiner rechtlichen, finanziellen und sportlichen Selbständigkeit 

als Fachverband dem Landessportverband für das Saarland an.   

§ 4 Aufnahme in den Verband   

a)  Zur Aufnahme in den Verband ist ein vom Vorstand des Vereins im Sinne des § 

26 BGB unterschriebenes Gesuch an das Präsidium zu richten, dem beizufügen sind:   

1.  Der Nachweis über die ordnungsgemäße Gründung des Vereins (Abschrift 

des Gründungsprotokolls und Kopie der Eintragung des Vereins in das Vereinsre-

gister   

2. Ein Exemplar der Vereinssatzung.   

3. Die Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder.   

b) Der Verband kann Vereine als Mitglied aufnehmen, deren Wirkungskreis 

über das Verbandsgebiet hinausgeht, wenn sie innerhalb des Verbandsgebietes 

entweder ihren Sitz haben oder die Vereinsverwaltung innerhalb des Verbandsgebie-

tes geführt wird (§ 24 BGB) und sie im Übrigen alle Voraussetzungen für die Mitglied-

schaft erfüllen.   

c)  Vereine, die durch ihren Namen oder ihre Satzung Bestrebungen bekunden, die 

mit dem Zweck und den Aufgaben des Verbandes nicht vereinbar sind, können nicht 

aufgenommen werden. Mitglieder können nur solche Vereine sein, die die Vo-

raussetzungen für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 51 ff Abga-

benordnung erfüllen.   

d)  Ein Verein kann nur aufgenommen werden, wenn er die nachfolgende „Ver-

pflichtung gegenüber dem Pferd“ zumindest sinngemäß in seiner Satzung verankert 

hat:   

1. Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets 

die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere   

a. die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu   

pflegen und verhaltens- und tierschutzgerecht unterzubringen,  

b. den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen,   

c. die Grundsätze verhaltens- und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu 

wahren, d.h. ein Pferd nicht unreiterlich zu behandeln, z.B. zu quälen, zu   

misshandeln oder unzulänglich zu transportieren.   

2. Auf Turnieren unterwerfen sich die Mitglieder der Leistungs-Prüfungs-Ordnung 

(LPO) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschließlich ihrer 

Rechtsordnung. Verstöße gegen die dort aufgeführten Verhaltensregeln (§ 920 

LPO) können gemäß § 921 LPO mit Verwarnung, Geldbußen und/oder Sperren ge-

ahndet werden. Außerdem können dem Mitglied die Kosten des Verfahrens 

auferlegt und die Entscheidung veröffentlicht werden.   
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3. Verstöße gegen das Wohl des Pferdes können durch LPO-Ordnungs-maßnah-

men auch geahndet werden, wenn sie sich außerhalb des Turnierbetriebes ereig-

nen.   

e) Über das Aufnahmegesuch entscheidet das Präsidium durch Beschluss.   

§ 5a Pferdebetriebe   

a)  Pferdebetriebe können, unabhängig von ihrer Rechtsform als juristische Person 

bzw. bei Einzelunternehmen oder Personengesellschaften deren Inhaber, 

dem Verband als Sondermitglieder beitreten.   

b) Die Förderung der Pferdebetriebe erfolgt im Rahmen der satzungsgemäßen gemein-

nützigen Zielsetzung des Verbandes, jedoch ohne dabei deren wirtschaftliche Inte-

ressen zu verfolgen.   

c)  Die Regelungen für ordentliche Mitglieder gelten für Pferdebetriebe sinnge-

mäß, soweit nachfolgend keine Sonderreglungen getroffen sind   

d) Das Aufnahmegesuch ist schriftlich an den Verband zu richten. Vorausset-

zung für die Aufnahme ist die Anerkennung der Verbandssatzung, der 

Grundsätze des Tierschutzes insbesondere der „Ethischen Grundsätze des 

Pferdefreundes" der Deutschen Reiterliche Vereinigung e.V. (FN).   

e) Mit der Mitgliedschaft erhalten die Pferdebetriebe Zugang zu allen Angebo-

ten, die die Deutsche Reiterliche Vereinigung e.V. (FN) und der Verband für Pferde-

betriebe bereithält. Der Mitgliedsbeitrag ist an den Verband zu entrichten.   

§ 6 Ende der Mitgliedschaft   

Die Mitgliedschaft im Verband endet durch Austritt, Ausschluss oder Auflösung des Ver-

eins.  Ein ausscheidender Verein hat keinerlei Anspruch auf Verbandsvermögen   

§ 7 Austritt, Ausschluss und Auflösung   

a) Der Austritt aus dem Verband ist durch einen vom Vorstand des Vereins im Sinne 

des § 26 BGB unterschriebenen Brief unter Beifügung des entsprechen-

den Protokolls der Mitgliederversammlung per Einschreiben dem Verband anzu-

zeigen. Er ist nur zum Ende eines Geschäftsjahres mit dreimonatlicher Kündigungs-

frist möglich.   

b) Durch den Austritt wird der Verein nicht von seinen Verpflichtungen gegenüber dem 

Verband entbunden.   

c)  Der Ausschluss eines Vereins kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes vom 

Präsidium beschlossen werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei:   

1. groben Verstößen gegen die Grundsätze der geschriebenen und unge-

schriebenen Sportgesetze oder ein Verstoß gegen die Bestimmungen des Tier-

schutzes,    

2. wiederholten, absichtlichen Verstößen gegen die Satzung oder Entscheidungen 

eines Verbandsorgans trotz Abmahnung,   

3. ernsthafter Gefährdung oder Schädigung des Verbandsinteresses   

Gegen die Entscheidung des Präsidiums kann das ausgeschlossene Mitglied binnen 

4 Wochen schriftlich Einspruch erheben. Über den Einspruch entscheidet 
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die Mitgliederversammlung. Bis zur Entscheidung durch die Mitgliederversammlung 

ruht die Mitgliedschaft.   

d)  Löst sich ein Verein auf, so scheidet er damit automatisch aus dem Verband 

aus. Seine   

Verpflichtungen dem Verband gegenüber sind zu erfüllen.   

§ 8 Ehrenmitgliedschaft   

a)  Personen, die sich in ganz besonderer Weise um die Entwicklung des Verbandes 

oder des Pferdesports verdient gemacht haben, können zu Ehrenmitgliedern des 

Verbandes ernannt werden.   

b)   Zum Ehrenpräsidenten des Verbandes kann nur ein ehemaliger Präsident des 

Verbandes aufgrund überragender Verdienste um den Pferdesport ernannt wer-

den. Die Ernennung gilt auf Lebenszeit. Vor dem Ableben des Ehrenpräsidenten 

oder seinem freiwilligen Verzicht auf den Titel ist die Ernennung eines weiteren Eh-

renpräsidenten nicht möglich.   

c)  Die Ernennung von Ehrenmitgliedern oder eines Ehrenpräsidenten erfolgt auf Vor-

schlag des Präsidiums durch die Mitgliederversammlung.   

§ 9 Organe des Verbandes   

1.  Die Mitgliederversammlung   

2.  Das Präsidium   

§ 10 Zusammensetzung und Aufgabenbereich des Präsidiums   

a)  Präsident   

Vizepräsident   

Vorsitzender der Landeskommission   

Justitiar   

Schatzmeister   

Sportwart   

Referent für Breitensport   

Jugendwart   

Referent für Öffentlichkeitsarbeit   

Ehrenpräsident   

Der Vizepräsident kann eines der weiteren Ämter im Präsidium in Personalunion 

mit innehaben. Der Ehrenpräsident hat kein Stimmrecht.   

b)  Das Präsidium hat folgende Aufgaben:   

Führung der laufenden Verbandsgeschäfte   

Vertretung des Verbandes und Wahrnehmung des Verbandsinteresses   

Verwaltung des Verbandsvermögens   

Neuaufnahmen von Mitgliedern   

Vorbereitung der Mitgliederversammlung   

Festsetzung des Jahresetats   
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Ausschlüsse von Mitgliedern   

Vergabe von Meisterschaften   

Einsetzen von Ausschüssen   

Erlass von Geschäftsordnungen der Ausschüsse   

Bestellung von Mitgliedern von Ausschüssen und Sonderausschüssen und der Lan-

destrainer   

Personalfragen   

Ehrungen   

Vorschlag von Satzungsänderungen   

Berufung der Mitglieder des Schiedsgerichts   

Verabschiedung der besonderen Bestimmungen der Landeskommission   

Fragen grundsätzlicher Bedeutung   

§ 11 Wahl des Präsidiums   

a)  Das Präsidium wird mit Ausnahme des Jugendwarts durch die Mitgliederversamm-

lung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt mit der Maßgabe, dass jährlich 1/3 

der Vorstandsmitglieder ausscheidet. Wiederwahl ist möglich.   

Die Amtszeiten aller Präsidiumsmitglieder dauern nach Ablauf der jeweiligen 

Wahlperiode solange an, bis ein Nachfolger gewählt ist.   

Der Jugendwart wird von einer gesonderten Jugendversammlung der Mit-

gliedsvereine gewählt und von der Mitgliederversammlung bestätigt. Es kann 

ein stellvertretender Jugendwart gewählt werden, der aber weder Sitz- noch Stimm-

recht im Präsidium hat.   

b) Wählbar zum Präsidiumsmitglied ist jedes Vereinsmitglied vom vollendeten 18. Le-

bensjahr an.  Zum Justitiar kann nur gewählt werden, wer die Befähigung zum 

Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz erlangt hat.   

c)  Alle Wahlen sind schriftlich und geheim vorzunehmen. Wird für ein Amt nur 

eine Person vorgeschlagen, so kann die Wahl durch Handaufheben durchgeführt 

werden. Gewählt ist derjenige, welcher mehr als die Hälfte aller abgegebenen 

Stimmen erhalten hat. Wird diese Stimmzahl von keinem der Vorgeschlagenen er-

reicht, dann hat eine Stichwahl zwischen den beiden Vorgeschlagenen stattzufinden, 

welche beim ersten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. 

Beim Stichwahlgang entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen gülti-

gen Stimmen, bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  

d) Bei Wahlen und Abstimmungen kann auch das Verfahren des systemischen Konsen-

sierens auf Vorschlag des Präsidiums oder Beschluss der Versammlung angewandt 

werden.   

§ 12 Aufgaben   

a)  Die Mitglieder der Verbandsorgane sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Der Ver-

band kann jedoch im Rahmen seiner haushaltsrechtlichen Möglichkeiten an die Ver-

bandsorgane und für den Verband in sonstiger Weise Tätigen eine pauschalierte Auf-

wandsentschädigung zahlen. Die Entscheidung über die entgeltliche Verbandstätig-

keit trifft das Präsidium.   
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b) Das Präsidium fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Präsidenten. Das Präsidium ist beschluss-

fähig, wenn mindestens vier Mitglieder, darunter der Präsident oder der Vizepräsi-

dent, anwesend sind. 

c)   Zur Erledigung bestimmter Aufgaben kann das Präsidium Ausschüsse einsetzen   

d) Die Präsidiumsmitglieder sind berechtigt, allen Mitgliederversammlungen der Ver-

eine beizuwohnen. Außerdem können sie jederzeit diejenigen Vereinsunterlagen an-

fordern, die zur Durchführung der Verbandsarbeit erforderlich sind.   

e)   Ferner ist das Präsidium berechtigt, Ausführungs- und Ergänzungsbestimmungen zu 

erlassen, sowie alle in der Satzung nicht geregelten Fragen durch generelle 

Weisungen oder Einzelanordnungen zu entscheiden. Alle Beschlüsse des Präsidi-

ums sind für die Vereine und ihre Mitglieder bindend.   

f)  Beim Ausscheiden eines oder mehrerer Mitglieder kann sich das Präsidium durch Zuwahl 

selbst ergänzen. Bei der nächsten Mitgliederversammlung ist für das oder die ausgeschiede-

nen Mitglieder eine Neuwahl durchzuführen. Sind nicht mindestens fünf der gewählten Präsi-

diumsmitglieder noch im Amt, so hat unverzüglich eine Neuwahl des gesamten Präsidi-

ums durch eine außerordentliche Mitgliederversammlung stattzufinden.  

g)  Offizielle Mitteilungen des Verbandes können über die Homepage des Verban-

des oder in elektronischer Form an die Mitglieder erfolgen.   

§ 13 Aufgaben und Zuständigkeit der Präsidiumsmitglieder   

a)  Vorstand des Verbandes im Sinne des § 26 BGB sind der Präsident und der Vize-

präsident. Jeder ist allein vertretungsbefugt; im Innenverhältnis ist der Vizepräsi-

dent nur im Falle der Verhinderung des Präsidenten zur Vertretung befugt. In die-

sem Falle nimmt der Vizepräsident alle Aufgaben des Präsidenten wahr.   

b) Der Präsident beruft die Sitzungen des Präsidiums unter Angabe der Tagesord-

nung ein. Zwischen dem Tage der Einberufung und dem Sitzungstag müs-

sen mindestens fünf Kalendertage liegen. In Dringlichkeitsfällen kann die Ein-

berufung auch telefonisch oder mündlich ohne Einhaltung einer Ladungsfrist 

erfolgen. Anträge zur Ergänzung der Tagesordnung können mit Unterstützung 

der Mehrheit der anwesenden Mitglieder auch noch in der Sitzung gestellt werden. 

Das Präsidium tagt regelmäßig alle vier bis sechs Wochen, ansonsten bei Bedarf. 

Das Präsidium ist einzuberufen, wenn mindestens fünf Mitglieder dies unter Angabe 

der Tagesordnung verlangen. Beschlüsse des Präsidiums und der Mitglie-

derversammlung werden in einem Protokoll festgehalten, das von dem jeweili-

gen Sitzungsleiter autorisiert wird.   

c)  Der Schatzmeister ist für die Abwicklung aller finanziellen Angelegenheiten des 

Verbandes nach Weisung des Präsidiums verantwortlich. Insbesondere obliegt ihm 

die Rechnungs- und Kassenführung sowie die Vorlage der Jahresabrechnung.   

d) Der Justitiar ist zuständig für alle juristischen Belange des Verbandes, insbe-

sondere den Entwurf und die Vorbereitung von Satzungsänderungen, Aus-

schussordnungen u. ä., die Beratung der Mitglieder in vereinsrechtlichen 

Angelegenheiten einschließlich des Versicherungsvertrages des LSVS, die 

Beratung von beitrittswilligen Vereinen in  Satzungsangelegenheiten sowie 

die Vorbereitung von Mitgliederneuaufnahmen und -austritten   

e) Der Sportwart ist Referent für alle sportspezifischen Fragen.   
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f)  Der Jugendwart ist zuständig für die Jugendarbeit des Verbandes einschließlich 

Voltigieren und Vierkampf.   

g) Der Referent für Breitensport ist zuständig für alle Belange des Pferdesports mit 

Ausnahme des Leistungssports ohne Einschränkung hinsichtlich der 

Reitweise oder der Organisationsform (Breitensport) sowie für die Belange des 

Tier-, Natur- und Umweltschutzes.   

h) Der Vorsitzende der Landeskommission vertritt die Landeskommission im Präsidium.   

i)  Das Präsidium kann darüber hinaus einzelne Präsidiumsmitglieder mit speziellen 

Aufgaben betrauen.   

§ 14 Die Mitgliederversammlung   

a)  Die Mitgliederversammlung muss jährlich im ersten Halbjahr einberufen wer-

den. Die Mitgliederversammlung wird von dem Präsidenten durch schriftliche 

Einladung oder in elektronischer Form unter Angabe der Tagesordnung einberu-

fen. Zwischen dem Tage der Einberufung und dem Versammlungstage müssen 

zwei Wochen liegen.   

b)  Anträge zur Mitgliederversammlung müssen mindestens zwei Wochen vorher dem 

Präsidium schriftlich vorliegen. Sie sollen nach Möglichkeit den Mitgliedern spätestens 

eine Woche vor der Mitgliederversammlung zugänglich gemacht werden.   

c)  Dringlichkeitsanträge, die nicht fristgerecht eingereicht werden, können nur mit Unter-

stützung der Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten zur Verhandlung kom-

men. Anträge des Präsidiums bedürfen dieser Unterstützung nicht, sondern können 

jederzeit gestellt werden.   

d)  Satzungsänderungen können nur von der Mitgliederversammlung mit 3/4 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen werden und müssen aus der 

Tagesordnung ersichtlich sein.   

§ 15 Aufgaben der Mitgliederversammlung   

Der Mitgliederversammlung obliegen:   

1. Entgegennahme der Berichte des Präsidenten und der Präsidiumsmitglieder   

2. Entgegennahme des Finanzberichtes   

3. Entlastung des Präsidiums    

4. Wahl der Mitglieder des Präsidiums    

5. Wahl der Rechnungsprüfer   

6. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen   

7. Beschluss über Satzungsänderungen und der Auflösung des Verbandes   

8. Die Wahl des Ehrenpräsidenten und Ehrenmitgliedern gemäß § 8   

9. Entscheidung über alle gemäß dieser Satzung gestellten Anträge zur Tagesordnung   

§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlung   

a)  Außerordentliche Mitgliederversammlungen können jederzeit durch Beschluss des 

Präsidiums einberufen werden.   

b) Das Präsidium muss innerhalb von vier Wochen eine außeror-

dentliche Mitgliederversammlung einberufen, wenn mindestens 1/5 der 
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Mitgliedsvereine - Stand 01.01. des Jahres - einen entsprechenden schriftlichen An-

trag stellen.   

c)  Zu einer außerordentlichen Mitgliederversammlung müssen die Vereine mindestens 

14 Tage vorher unter Angabe der Tagesordnung eingeladen werden.   

§ 17 Stimmrecht   

a)   Zu jeder Wahl und Abstimmung bei der Mitgliederversammlung haben die angeschlossenen 

Vereine zwei Stimmen; ab 50 Mitgliedern erhält jeder Verein je weitere angefangene 

5 0 Mitglieder eine weitere Stimme, bei Jugendversammlungen hat jeder Verein eine Stimme. 

Die Pferdebetriebe haben jeweils eine Stimme;   

b)   Für jeden Verein ist nur der Vorsitzende oder ein bevollmächtigtes Vorstands-

mitglied, für jeden Pferdebetrieb der Inhaber bzw. gesetzliche Vertreter stimmbe-

rechtigt. Die Ausübung des Stimmrechts der Vereine setzt voraus, dass das Bei-

tragskonto ausgeglichen ist und die angeforderte Bestandsmeldung abgegeben 

wurde.   

c)   Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die 

Zahl der anwesenden Stimmberechtigten beschlussfähig.   

d)  Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit die Sat-

zung nichts anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.   

§ 18 Rechnungsprüfer   

a)  Von der Mitgliederversammlung sind zwei Rechnungsprüfer für die Dauer von zwei 

Jahren zu wählen.   

b) Diese sind jederzeit berechtigt, das gesamte Rechnungswesen des Verbandes 

einzusehen und verpflichtet, die Jahresabrechnungen auf ihre rechnerische und 

sachliche Richtigkeit zu prüfen und der Mitgliederversammlung über das Ergebnis 

ihrer Tätigkeit Bericht zu erstatten.  

c)  Sie sind jederzeit berechtigt, unvermutete Rechnungsprüfungen vorzunehmen   

§ 19 Schieds- und Ehrengericht   

1. Das Schieds- und Ehrengericht ist zuständig  

a. für die Regelung von Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und/oder Organen 

des Pferdesportverbandes bzw. bei Streitigkeiten untereinander. 

b. bei Streitigkeiten über die Auslegung der Satzung 

Ausgenommen sind Maßnahmen und Verfahren, für die die LPO oder ein ordentli-

ches Gericht zuständig sind. 

2. Das Schieds- und Ehrengericht besteht aus drei Mitgliedern. 

Wenigstens ein Mitglied muss die Befähigung zum Richteramt im Sinne des Deut-

schen Richtergesetzes haben.  

Für alle Mitglieder sind Stellvertreter mit entsprechender Qualifikation zu wählen. 

a. Ein Mitglied mit der Befähigung zum Richteramt führt den Vorsitz. 

b. Die Mitglieder und Stellvertreter werden von dem Präsidium auf die Dauer 

von vier Jahren gewählt. Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist 

zulässig. 

3. Das Schieds- und Ehrengericht kann folgende Ordnungsmaßnahmen verhängen 
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a. Verweis 

b. Geldbuße 

c. zeitliches Verbot für die Bekleidung von Ämtern und Ehrenämtern des Pfer-

desportverbandes 

d. zeitlicher Ausschluss aus dem Pferdesportverband 

e. dauernder Ausschluss aus dem Pferdesportverband 

Die genannten Ordnungsmaßnahmen kann das Schieds- und Ehrengericht in den 

nachfolgenden Fällen beschließen: 

a. wenn die Pflichten der Mitglieder gröblich verletzt und die Verletzungen trotz 

erfolgter Abmahnung durch das Präsidium fortgesetzt werden, 

b. wenn ein Mitglied oder eine in Absatz 1 genannte Organisation oder Person 

in grober Weise gegen die Regelwerke des Pferdesportverbandes Saar oder 

gegen sonstige Grundsätze der geschriebenen und ungeschriebenen Sport-

gesetze verstößt. Ein solcher Verstoß liegt in jedem Fall vor, wenn ein Mit-

glied/eine in Absatz 1 genannte Person nachhaltig die ethischen Grundsätze 

der FN oder die FN bindende Bestimmungen des DOSB, der NADA, FEI, 

EEF oder WBFSH verletzt, 

c. wenn eine in Absatz 1 genannte Person einen Straftatbestand gegen die se-

xuelle Selbstbestimmung (13. Abschnitt des StGB) und/oder einen in § 72a 

SGB VIII genannten Straftatbestand verwirklicht, 

d. wenn eine in Absatz 1 genannte Person eine Straftat nach § 17 Tierschutz-

gesetz begeht. 

4. Gegen Beschlüsse des Schieds- und Ehrengerichtes ist schriftlicher Berufungsantrag 

an die nächste Mitgliederversammlung zulässig. 

5. Alle Einzelheiten zur Art der Verstöße, zu den Ordnungsmaßnahmen und zum Ver-

fahren regelt die Schieds- und Ehrengerichtsordnung des Pferdesportverbandes. 

§ 20 Besondere Verpflichtungen der Vereine   

a)  Die Satzungen der Vereine dürfen keine Bestimmungen enthalten, die der Ver-

bandssatzung zuwiderlaufen. Eine Ausnahme von Satz 1 gilt für solche Ver-

eine, die aufgrund ihrer besonderen Struktur oder Zweckbestimmung neben der 

Förderung des Reitsports oder der Pferdezucht auch andere als gemeinnützig an-

erkannte Ziele verfolgen, wenn ihre Satzung eine Regelung enthält, wonach bei 

der Auflösung des Vereins dessen gesamtes Vermögen einem anderen gemeinnüt-

zigen Träger mit gleicher Zielsetzung zufließt.   

b)  Die Satzungen der Vereine müssen eine Bestimmung enthalten, wonach bei der 

Auflösung des Vereins dessen gesamtes Vermögen einem anderen gemeinnützigen 

Träger mit gleicher Zielsetzung zufließt, der es ausschließlich sportlichen oder 

gemeinnützigen Zwecken zukommen lässt.   

c)  Die Vereine sind verpflichtet, nach dem Stand vom 01.01.  je-

den Jahres ihren Mitgliederbestand gemäß den Vordrucken dem Verband zu 

melden. Diese Meldung ist bindend für die Beitragszahlungen der Ver-

eine, die Stimmberechtigung bei der Mitgliederversammlung sowie evtl. Zu-

schüsse des Verbandes im laufenden Kalenderjahr. Der vom Präsidium festgesetzte 
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Abgabetermin dieser Statistik ist unbedingt einzuhalten.   

d) Die Vereine sind verpflichtet die Gemeinnützigkeit durch Vorlage der Freistellungs-

bescheide regelmäßig nachzuweisen. Ferner sind die Vereine gehalten, ihre 

Einrichtungen und Erfahrungen möglichst allen interessierten Kreisen zugänglich 

zu machen, den Verband bei der Durchführung seiner Aufgaben in jeder Weise zu 

unterstützen und keine Handlungen zu begehen, die das Ansehen des Verbandes 

und der angeschlossenen Vereine schädigen.   

e)  Bei Jugendversammlungen, ordentlichen und außerordentlichen Mitgliederver-

sammlungen sollen alle Vereine anwesend sein.   

§ 21 Geschäftsjahr   

Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr.  

§ 22 Disziplinarordnung   

a) Das Präsidium erlässt eine Disziplinarordnung, die  ihn ermächtigt, 

gegen einen Mitgliedsverein Disziplinarstrafen zu verhängen, die im Einzelfall 

den Betrag von 2.500,00 EUR nicht überschreiten dürfen. Die Festsetzung ei-

ner Disziplinarstrafe kann nur durch Beschluss des Präsidiums nach vorheriger 

Anhörung des betroffenen Vereins erfolgen.  

b)  Die vom Präsidium beschlossene Disziplinarordnung tritt in Kraft mit ihrer Verkün-

dung   

§ 23 Mitgliedsbeiträge   

Die Mitgliedsbeiträge sind bis spätestens zum 30. Juni jeden Jahres an den Ver-

band  abzuführen.   

§ 9 Datenschutz / Persönlichkeitsrechte  

a. Der Verband erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder (Einzel-

angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse) unter Einsatz von Datenverarbeitungs-

anlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, 

beispielsweise im Rahmen der Mitgliederverwaltung. Hierbei handelt es sich insbesondere um 

folgende Mitgliederdaten: Name und Anschrift, Bankverbindung, Telefonnummern (Festnetz 

und Mobil) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Lizenz(en), Zugehörigkeit zu einem Verein 

oder einer Gruppe, Funktion(en) im Verein.  

b. Als Mitglied der FN ist der Verband ggfls. verpflichtet, bestimmte personenbezogene Daten 

dorthin zu melden.  

c. Der Verband hat Versicherungen abgeschlossen oder schließt solche ab, aus denen er 

und/oder seine Mitglieder Leistungen beziehen können. Soweit dies zur Begründung, Durch-

führung oder Beendigung dieser Verträge erforderlich ist, übermittelt der Verein personenbe-

zogene Daten seiner Mitglieder (Name, Adresse, Geburtsdatum oder Alter, Funktion(en) im 

Verein etc.) an das zuständige Versicherungsunternehmen. Der Verband stellt hierbei vertrag-

lich sicher, dass der Empfänger die Daten ausschließlich dem Übermittlungszweck gemäß 

verwendet.  

d. Im Zusammenhang mit seinen satzungsgemäßen Veranstaltungen veröffentlicht der Verband 

personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder auf seiner Homepage und übermittelt 

Daten und Fotos zur Veröffentlichung an Print- und Telemedien sowie elektronische Medien. 

Dies betrifft insbesondere Start- und Teilnehmerlisten, Ergebnisse, Wahlergebnisse sowie bei 

sportlichen oder sonstigen Veranstaltungen anwesende Vorstandsmitglieder und sonstige 
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Funktionäre. Die Veröffentlichung/Übermittlung von Daten beschränkt sich hierbei auf Name, 

Verein, Funktion im Verein und – soweit aus sportlichen Gründen erforderlich – Alter oder Ge-

burtsjahrgang. Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Präsidium der Veröffentlichung von 

Einzelfotos seiner Person widersprechen. Ab Zugang des Widerspruchs unterbleibt die Veröf-

fentlichung/Übermittlung und der Verband entfernt vorhandene Fotos von seiner Homepage.  

e. Auf seiner Homepage berichtet der Verband auch über Ehrungen und Geburtstage seiner Mit-

glieder. Hierbei werden Fotos von Mitgliedern und folgende personenbezogene Mitgliederda-

ten veröffentlicht: Name, Vereinszugehörigkeit und deren Dauer, Funktion im Verein und – so-

weit erforderlich – Alter, Geburtsjahrgang oder Geburtstag. Berichte über Ehrungen nebst Fo-

tos darf der Verband unter Meldung von Name, Funktion im Verein, Vereinszugehörigkeit und 

deren Dauer auch an andere Print- und Telemedien sowie elektronische Medien übermitteln. 

Im Hinblick auf Ehrungen und Geburtstage kann das betroffene Mitglied jederzeit gegenüber 

dem Präsidium der Veröffentlichung/Übermittlung von Einzelfotos sowie seiner personenbezo-

genen Daten allgemein oder für einzelne Ereignisse widersprechen. Der Verband informiert 

das Mitglied rechtzeitig über eine beabsichtigte Veröffentlichung/Übermittlung in diesem Be-

reich und teilt hierbei auch mit, bis zu welchem Zeitpunkt ein Widerspruch erfolgen kann. Wird 

der Widerspruch fristgemäß ausgeübt, unterbleibt die Veröffentlichung/Übermittlung. Anderen-

falls entfernt der Verband Daten und Einzelfotos des widersprechenden Mitglieds von seiner 

Homepage und verzichtet auf künftige Veröffentlichungen/Übermittlungen.  

f. Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Präsidiumsmitglieder, 

sonstige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren Funktion oder besondere Auf-

gabenstellung im Verband die Kenntnisnahme erfordern. Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es 

die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen Rechte (z.B. Minderheiten-

rechte) benötigt, wird ihm eine gedruckte Kopie der Liste gegen die schriftliche Versicherung 

ausgehändigt, dass Namen, Adressen und sonstige Daten nicht zu anderen Zwecken Verwen-

dung finden.  

g. Von den gespeicherten Daten können Name, Vorname, Titel, akademische Grade, Anschrift, 

Geburtsjahr, Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen und eine Angabe über die Zu-

gehörigkeit zu einer Gruppe, der die Person angehört, insbesondere über die Vereinszugehö-

rigkeit, unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu Werbezwecken im Inte-

resse des Pferdesports 

h. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die 

Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung) und Nut-

zung ihrer personenbezogenen Daten in dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine 

anderweitige, über die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausge-

hende Datenverwendung ist dem Verband nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen 

hierzu verpflichtet ist.  

i. Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes 

(insbesondere §§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten 

Daten, deren Empfänger und den Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung 

oder Sperrung seiner Daten.  

§ 24 Verbindlichkeit der Satzung und Entscheidungen   

Die Satzung des Verbandes sowie Entscheidungen, die von den Verbandsorganen im  

Rahmen ihrer Zuständigkeit getroffen werden, sind für alle angeschlossenen Vereine und  

deren Mitglieder verbindlich.   

§ 25 Auflösung des Verbandes   
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a) Über die Auflösung kann nur eine für diesen Zweck einberufene Mitgliederver-

sammlung entscheiden. Zur Rechtswirksamkeit des Auflösungsbeschlusses ist 

eine Mehrheit von 3/4 aller Stimmen erforderlich. Kommt diese Mehrheit nicht zu-

stande, so ist vier Wochen später eine neue Mitgliederversammlung abzuhalten, die 

ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig ist; die Ent-

scheidung bedarf einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden Stimmen.   

b)   Bei der Auflösung des Verbandes oder bei Wegfall seines bisherigen 

Zwecks ist das Verbandsvermögen dem Landessportverband für das Saarland 

zu übertragen, der es ausschließlich für gemeinnützige und sportliche Zwecke zu 

verwenden hat. Eine Ausschüttung an die Verbandsmitglieder ist ausgeschlossen.  

 


